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Sicher, es war nicht ganz Business as ususal, aber das, was beim Treffen der G20 
Finanzminister vergangenen Samstag in London vereinbart wurde, war nicht weit davon 
entfernt. Dominique Strauss-Kahn lag vollkommen richtig, als er sagte: „Ich warte nach wie vor 
auf eine Entscheidung für härtere Maßnahmen und eine Implementierung im nationalen 
Rahmen.“ Wir warten auch. Mit seiner Analyse könnte der Chef des IWF Mitglied bei Attac 
werden. Aber es scheint, dass DSK in der Minderheit blieb. Die Ergebnisse des Treffens 
machen wenig Hoffnung auf eine wirkliche Reformierung des Finanzsystems. 
 
Besser keine Reform als diese  
Das Aufsehen erregten die Bonuszahlungen. Es ist richtig, dass die extrem hohen Boni der 
Vergangenheit die falschen Anreize setzten. Richtig ist auch, dass diese Zahlungen ethisch 
gesehen nur noch ekelerregend sind. Andererseits sind sie jedoch nicht das Hauptproblem. 
Auf was es ankommt ist, dass das Kasino dicht gemacht wird. Dann würde sich das Problem 
mit den Zockern, mit ihrer Gier und den falschen Anreizen von selbst lösen.  
Dennoch war die Debatte über die Boni sehr instruktiv. Sie steht exemplarisch dafür, wie sich 
wohl die übrige „Reform“ gestalten wird. Einige Länder, wie etwa im Fall der Bonuszahlungen 
Frankreich und Deutschland, sind für entschlossenere Maßnahmen. Die Wall Street und die 
City sind dagegen und mobilisieren ihr Personal in den jeweiligen Regierungen. Die 
entschlossene Position wird verwässert, da in den Verhandlungen ein Kompromiss gefunden 
werden muss. Andernfalls würde es zu keinem Beschluss kommen. Falls unter diesen 
Umständen Frankreich und Deutschland nationale Maßnahmen ergreifen, würden die besten 
Manager nach London oder New York ziehen -  so heißt es wenigstens.   
Na und? Manager, die Paris oder Frankfurt nur wegen der höheren Boni in Richtung London 
oder NY verlassen, sind nicht die besten, sondern die gierigsten. Und wie die Krise gezeigt 
hat, sind gierige Banker keine guten Banker.  
Also lasst diese Geier an die Wallstreet und in die City ziehen. Das wird die kontinentalen 
Finanzmärkte stabiler und – auf lange Sicht – erfolgreicher machen. Klar ist, dass dann 
Brandmauern benötigt werden, die den Rest der Welt vor der Ansteckung durch die von den 
ausgewanderten Managern verursachten Krisen schützen. Dies würde London und New 
York als Finanzplätze irgendwann in die Bedeutungslosigkeit führen.  
 
Es geht nicht darum, das Kasino sicherer zu machen, sondern es zu schließen.  
Die anderen in London gemachten Vorschläge, wie etwa die Erhöhung der Eigenkapitalquote, 
bessere Bilanzierungsstandards und Regeln für Steuerparadiese sind für sich genommen 
nicht falsch. Sie bleiben jedoch vage, und selbst wenn sie strikt angewendet werden, würde 
dies die Zocker nicht vom Weitermachen abhalten, allenfalls etwas vorsichtiger zocken, aber 
im Prinzip doch weiter machen. 
Denn was ist mit der Regulierung von Hedge Fonds und anderen hochspekulativen Akteuren? 
Was mit Derivaten? Was mit riskanten Geschäftspraktiken wie ungedeckte Leerverkäufe? 
Und was ist mit der Eindämmung der Spekulation? 
Es gibt allerdings einen Vorschlag vom Londoner Treffen, der über die Verbesserung des 
Kasinos hinausgeht. Nämlich die Absicht, die Größe von Banken soweit zu begrenzen, dass 
keine von ihnen mehr systemrelevant ist. Dies würde deren Pleite im Fall einer neuen Krise 
erlauben. Und es würde dazu beitragen, die Dominanz der Finanzwirtschaft über die 
Realökonomie und den Rest der Gesellschaft zu brechen. Allerdings wurde dieser Vorschlag 
besonders vage formuliert. Es würde deshalb an ein Wunder grenzen, wenn die Idee den 
Gipfel der G20 in Pittsburgh überleben würde.  
Nichtsdestotrotz verdient dieser Vorschlag große Unterstützung.   
 


